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Unsere heutige vielgestaltige Kulturland-
schaft – die Stadt-, Privat- und freien Thea-
ter, Musical- und Konzerthäuser, Museen
und Ausstellungshallen, Kulturzentren, Mu-
sikschulen und Bibliotheken, Kinos, Chöre
und Orchester, Festivals, Leseabende, Klein-
kunstbühnen und viele andere Kulturein-
richtungen und -aktivitäten – ist durch ei-
nen Trägerpluralismus von staatlich-kom-
munalen, privatwirtschaftlichen und frei-
gemeinnützigen Akteuren gekennzeichnet.
Die von der öffentlichen Kulturpolitik ge-
tragenen kulturell-künstlerischen Institu-
tionen und Veranstaltungen einerseits, die
von der Kulturwirtschaft hervorgebrachte
Kunst und Kultur andererseits sowie die
Angebote, Einrichtungen und Aktivitäten
nicht marktorientierter, freigemeinnütziger
Vereine, Verbände und Organisationen bil-
den gemeinsam die reichhaltige Kultur-
landschaft Deutschlands.

Bei diesen drei Sektoren »Staat«,
»Markt« und »Gesellschaft« handelt es sich
nicht um drei separate, scharf voneinander
abgegrenzte Felder, sondern um Bereiche,
die trotz unterschiedlicher Handlungslo-
giken und Zielsetzungen – kulturelle Da-
seinsvorsorge, Gewinn und gesellschaft-
liche Verantwortung – mal enger, mal wei-

ter miteinander verflochten sind und sich
gegenseitig bedingen und befruchten. Zwi-
schen ihnen bestehen zahlreiche Übergän-
ge, und sie wirken sowohl bei den prakti-
schen Aktivitäten als auch bei der Träger-
schaft von Kultureinrichtungen öfter zu-
sammen.

Dieser Träger- und Angebotspluralis-
mus ist von Beginn an ein Kennzeichen des
kulturellen Feldes, das sich über mehrere
Jahrhunderte bis heute herausgebildet hat.
Dabei ist seine konkrete Ausgestaltung in
einem fortwährendem Wandel begriffen,
auch wenn in der Regel in nahezu allen
Kunst- und Kultursparten alle drei Sek-
toren jeweils am Zustandekommen der
Theater-, Musik-, Museums- und anderen
Angebote beteiligt sind.

Ein gewichtiger Teil der heutigen kul-
turellen Infrastruktur wird von den Kom-
munen, den Ländern und dem Bund getra-
gen und gefördert. Dafür geben diese jähr-
lich etwa 8,3 Milliarden Euro aus. Hinzu
kommt noch mehr als eine weitere Milli-
arde Euro indirekte Unterstützung durch
Steuerermäßigungen für Kulturveranstal-
tungen und kulturelle Leistungen. Die öf-
fentlich getragenen Kulturinstitutionen
und Kulturaktivitäten werden zudem durch
bürgerschaftliches Engagement in Form
mäzenatischer Unterstützung und ehren-
amtlich-freiwilliger Mitarbeit sowie durch
privatwirtschaftliches Sponsoring unter-
stützt. Die gesamten jährlichen privaten
Aufwendungen für Kunst und Kultur – oh-
ne die Zeitspenden – betragen zwischen
830 Millionen und 2,6 Milliarden Euro,
wobei es, über die letzten Jahrzehnte be-
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trachtet, bei den Gesamtaufwendungen
nur geringfügige Steigerungen gab, aller-
dings zwischen den unterschiedlichen För-
derarten Verschiebungen stattfanden.

Öffentliche Kulturpolitik
unter Druck

Diese öffentlich getragenen und geförder-
ten Einrichtungen stehen gegenwärtig vor
allem wegen zwei Entwicklungen unter ei-
nem besonderen Druck. Zum einen zwin-
gen die Schulden und der Einspardruck
der öffentlichen Haushalte vor allem die
Kommunen und zunehmend auch die
Länder als Träger und Förderer der Kul-
tur- und Kunsteinrichtungen auch hier
nach Einsparmöglichkeiten zu suchen und
erschweren ihnen, Kostensteigerungen
aufzufangen und die kulturelle Infrastruk-
tur durch neue Angebote weiterzuent-
wickeln.

Zum anderen üben veränderte kultu-
relle Interessen in der Bevölkerung, die
sich in einer teilweise zurückgehenden
Nutzung der herkömmlichen Kunst- und
Kultureinrichtungen – besonders bei der
jüngeren Generation – ausdrücken, einen

erheblichen Veränderungs- und Legitima-
tionsdruck auf die kulturelle Infrastruktur
und ihre Finanzierung aus. Der demogra-
fische Wandel, schrumpfende Städte, die
multikulturelle Durchmischung und die
Pluralisierung der Lebenswelten, aber auch
eine wachsende Armut und ein weiteres
Auseinanderdriften von Arm und Reich
stellen heute besonders Kommunal-, und
hier vor allem Kulturpolitik, vor neuartige
Probleme des Zusammenhalts einer sich
immer weiter ausdifferenzierenden Gesell-
schaft und des Austarierens unterschied-
licher kultureller Anforderungen und Wer-
te. Dieser Wandel kultureller Präferenzen,
die neu artikulierten kulturell-künstleri-
schen Bedürfnisse und die Vervielfachung
der kulturellen Angebote besonders durch
die rasche Entwicklung der audiovisuellen
Medien und neuen Kommunikationstech-
nologien sowie einen insgesamt immens
gewachsenen Freizeitsektor, stellen die
öffentliche Kulturpolitik vor die Aufga-
be, ihr praktisches Handeln daraufhin zu
überprüfen, inwieweit es noch den gewan-
delten kulturellen Bedingungen gerecht
wird. Dazu gehört auch die Diskussion da-
rüber, welche kulturelle Infrastruktur sie
vorhalten und weiter entwickeln muss, da-
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mit möglichst viele Menschen ihren kultu-
rell-künstlerischen Interessen nachgehen
können.

Neujustierung

Gerade für eine demokratische, um sozio-
kulturelle Alternativen bemühte Kulturpo-
litik, die möglichst vielen Menschen die
Teilhabe an Kunst- und Kulturangeboten
ermöglichen möchte, ist dies eine besonde-
re Herausforderung, da die sozialintegrati-
ve Funktion kultureller Teilhabe für sie ge-
meinsam mit ihrer bildenden und unter-
haltenden Dimension sowie der Förderung
der Künste die zentrale Legitimation des
öffentlichen Engagements für Kunst und
Kultur bildet. Mit dieser Ermöglichung der
Teilnahme der Einzelnen an Kunst- und
Kulturangeboten leistet Kulturpolitik ei-
nen erheblichen Beitrag zur Demokrati-
sierung der Gesellschaft und zum sozialen
Zusammenhalt in den Städten. Demokra-
tisierung von, Partizipation an und Eman-
zipation durch Kultur sind die zentralen
Zielsetzungen öffentlicher Kulturpolitik
unter den beiden zentralen Motti »Kultur
für alle« (Hilmar Hoffmann) und »Bürger-
recht Kultur« (Hermann Glaser).

In der gegenwärtigen Krise der kommu-
nalen Kulturfinanzierung und einer vielfach
auf große Kulturevents und Leuchttürme
orientierten Kulturpolitik besteht die Ge-
fahr, dass diese Ziele in den Hintergrund
des kulturpolitischen Denkens und Han-
delns treten. Das trifft aber auch teilweise
auf die Herausbildung alternativer Finan-
zierungswege, vor allem durch die stärkere
Einbindung nicht-öffentlicher Akteure in
die Finanzierung und Trägerschaft von
Kulturangeboten und Einrichtungen, zu.
Hierzu gehören eine stärkere privatwirt-
schaftliche Kulturförderung durch Spon-
soring und Mäzenatentum, ebenso wie
Public-Private-Partnership-Modelle und
die intensive Aktivierung bürgerschaft-
lichen Engagements.

Die Veränderungen der kulturpoliti-
schen Praxis der letzten Jahre und Jahr-
zehnte haben bei all ihrer Verschiedenheit
vielfach einen gemeinsamen Kern in der
Neujustierung des Verhältnisses von staat-
licher, beziehungsweise kommunaler Poli-
tik, gesellschaftlicher Selbstverantwortung
und marktwirtschaftlichen Mechanismen.
Dadurch wird den gesellschaftlichen Ak-
teuren eine größere Bedeutung zugewiesen
und staatlich-kommunales Handeln im
Kulturbereich relativiert. Gleichzeitig be-
kommen durch die Intensivierung betriebs-
wirtschaftlicher Verfahren bei der Orga-
nisation der Kultureinrichtungen, durch
die verstärkte Anwendung von Marketing-
Ansätzen in der kulturellen Praxis sowie
ein insgesamt immer weiter entwickeltes
Kulturmanagement marktwirtschaftliche
Elemente im Kunst- und Kulturbereich eine
größere Bedeutung, ohne damit notwen-
digerweise eine »Ökonomisierung« der
Kultur hervorzubringen.

Eine solche Entwicklung schafft die
Möglichkeiten einer breiteren und stabile-
ren Sicherung der kulturellen Infrastruk-
tur sowie besser auf die veränderten kultu-
rellen Bedürfnisse der Menschen eingehen
zu können. In einer solchen stärker koope-
rativen Kulturpolitik können die Kompe-
tenzen, Erfahrungen und Ressourcen der
unterschiedlichen kulturellen Akteure als
Gestaltungspotenziale aufgegriffen und
durch eine Kombination von öffentlicher
Verantwortung, Marktdynamik und gesell-
schaftlicher Partizipation eine neue Qua-
lität kulturpolitischer Aufgabenwahrneh-
mung erreicht werden.

Gleichzeitig besteht durch eine solche
Verschiebung, die bislang allerdings nur in
einigen wenigen Feldern wie dem verstärk-
ten privaten Engagement im Museums-,
Musiktheater- und Orchesterbereich fest-
stellbar ist, die Gefahr, dass zum einen pri-
vate Mäzene und Sponsoren einen zuneh-
menden Einfluss auf die Gestaltung der
kulturellen Angebote und Einrichtungen
bekommen. Zum andern kann es dadurch
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zu einer weiteren Konzentration auf auf-
merksamkeitswirksame Highlights und
Events kommen. Zudem sind diese priva-
ten Mittel gerade in Zeiten wirtschaftlicher
und finanzieller Krisen, wie 2008/2009, ge-
rade nicht stabil, wie beispielsweise aus ei-
ner Umfrage bei 215 großen Kulturein-
richtungen hervorgeht, von denen 43 %
2009 von einem Rückgang der Sponsoren-
einnahmen berichteten.

Eingedenk möglicher negativer Aus-
wirkungen, die allerdings durch eine ko-
operative und langfristig angelegte Kultur-
politik begrenzt werden können, ist es
trotzdem vernünftig in der Kulturfinanzie-
rung eine verstärkte Mischung der unter-
schiedlichen Akteure anzustreben, ohne
dabei Staat und Kommunen aus ihrer Ge-
samtverantwortung zu entlassen und die
öffentlichen Mittel einzuschränken.
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In Hamburg wird neu gewählt. Die schwarz-
grüne Landesregierung ist gescheitert.
Neben anderen Bereichen, in denen der
Hamburger Senat offenkundig versagt hat,
trug die katastrophale Kulturpolitik si-
cherlich zum Ansehensverlust der Regie-
rung bei. Dabei handelte es sich im Kern
um einen Vorgang,der aktuell vielen Kom-
munen und Ländern große Sorgen berei-
tet. Die öffentliche Kulturförderung ist –
als Teil der so genannten freiwilligen Leis-
tungen – von Sparmaßnahmen vorrangig
betroffen. Betrachtet man die Situation ge-
nauer, offenbart sich ein grundsätzliches
Kompetenzdilemma in der Kulturpolitik.
Es ist Zeit, darüber zu diskutieren, wie die
Verantwortung des Bundes für die Kultur
im Zusammenwirken mit Ländern und
Kommunen stärker konkretisiert, akzen-
tuiert und transparenter gestaltet werden
kann. Beispiele und Strukturen dafür gibt
es bereits.

Die aktuelle Finanz- und Wirtschafts-
krise hat erhebliche Steuerausfälle ver-
ursacht, von denen die Kommunen am
stärksten betroffen sind. Nach Angaben

des Deutschen Städtetages erwarten die
Kommunen ein Rekorddefizit von 15 Mil-
liarden Euro im Jahr 2010 (im Jahr 2003 lag
das Defizit bei »nur« 8,4 Milliarden Euro).
In Anhörungen des Deutschen Bundes-
tages wurde versucht, Handlungsansätze
des Bundes für den Erhalt der kulturellen
Infrastruktur in den Ländern und den
Kommunen herauszuarbeiten. Das Ergeb-
nis ist nicht überraschend und verdeutlicht
die komplizierte Situation. Selbst wenn der
Bund besten Willens wäre, verstieße er ge-
gen die Verfassung, würde er Kulturein-
richtungen in finanzschwachen Kommu-
nen z.B. über einen vom Deutschen Kul-
turrat in die Diskussion gebrachten Kultur-
nothilfefonds unterstützen. Die Rechtslage
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